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Einleitung

Von der Problemstellung zum Gang der Untersuchung
Einleitung

Das Jahr 2009 lässt sich als das „Jahr des europäischen Kollisionsrechts“
bezeichnen. Denn seit dem 11. Januar 2009 ist die Rom II-Verordnung1

und seit dem 17. Dezember 2009 auch die Rom I-Verordnung2 zeitlich
anwendbar.3 Damit gilt in der EU4 – abgesehen von Dänemark – erstmals
ein einheitliches Internationales Privatrecht der vertraglichen und außer-
vertraglichen Schuldverhältnisse.5

§ 1 Problemstellung
§ 1 Problemstellung

Die Europäisierung des Internationalen Schuldrechts zieht neue Herausfor-
derungen und Probleme nach sich. Will man einen Sachverhalt mit Aus-
landsbezug lösen, können bereits bei der Prüfung des Anwendungsberei-
ches der Rom I- bzw. Rom II-VO die ersten großen Fragezeichen auf-
tauchen, zum Beispiel: Wie ist das neue Recht auszulegen?6 Wie sind
Regelungslücken zu schließen? Gelangt man zu dem Ergebnis, dass der zu
beurteilende Sachverhalt vom Anwendungsbereich einer der ersten beiden
Rom-Verordnungen umfasst ist, stellen sich die weiteren Fragen, wie man
die einschlägige Kollisionsnorm ausfindig machen soll, was und wie unter
sie zu subsumieren ist. Die Aufzählung neuer Fragestellungen ließe sich
noch weiter fortführen.

__________
1 Verordnung (EG) Nr. 864/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates vom

11. Juli 2007 über das auf außervertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende Recht
(„Rom II“), ABl. EU Nr. L 199 vom 31.7.2007, S. 40 (im Folgenden: Rom II-VO).

2 Verordnung (EG) Nr. 593/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom
17. Juni 2008 über das auf vertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende Recht (Rom I),
ABl. EU Nr. L 177 vom 4.7.2008, S. 6 (im Folgenden: Rom I-VO).

3 Zur zeitlichen Anwendbarkeit beider Verordnungen vgl. Kap. 2 § 1 IV 1) und 2)
(S. 130 ff.).

4 Europäische Union nach den konsolidierten Fassungen des Vertrags über die Euro-
päische Union und des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union, ABl. EU
Nr. C 115 vom 9.5.2008, S. 1 (im Folgenden: EUV und AEUV).

5 Vgl. statt vieler Bonomi, YbPIL Vol. 10 (2008), 165 (166).
6 So etwa auch MünchKomm/Sonnenberger, IPR Einl. Rdnr. 153.
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Sie resultieren daraus, dass der Besondere Teil (BT) des europäischen
Kollisionsrechts, also die Regelung der Anknüpfung von Rechtsfragen aus
einem bestimmten privatrechtlichen Systembereich, dem Allgemeinen Teil
(AT) in der Regelungsdichte weit voraus ist. Dem AT des Internationalen
Privatrechts (IPR) werden für gewöhnlich folgende Themen zugerechnet:
Aufbau einer Kollisionsnorm, Qualifikation, Einzelaspekte der Anknüp-
fungspunkte, Rück- und Weiterverweisung, Mehrrechtsstaaten, Vorfrage,
Substitution, Anpassung sowie ordre public.7 Im so definierten IPR AT ist
die Methodik in Form der Auslegung und Lückenschließung von grundle-
gender Bedeutung.

Wenn man in der Rom I- und der Rom II-VO nach Vorschriften zum
Allgemeinen Teil sucht, ergibt sich ein „zweigeteiltes Bild“8. Manche Fra-
gen werden ausdrücklich geregelt, andere nicht.9 Das entspricht zwar der
Rechtslage in vielen Mitgliedstaaten,10 führt jedoch im europäischen Inter-
nationalen Privatrecht zu erheblichen Schwierigkeiten. Es stellt sich nicht
nur die Frage, wie die unionsrechtlichen AT-Normen ausgelegt werden
müssen, sondern auch, wie die nicht ausdrücklich geregelten Aspekte des
Allgemeinen Teils aussehen sollten.11

Eine „Eins-zu-eins-Übertragung“ der nationalen Lehren scheidet jeden-
falls aus,12 denn bis heute kann nicht von einem europaweit einheitlichen
Gesamtkonzept zum Allgemeinen Teil des Kollisionsrechts gesprochen
werden.13 Daher käme es zu Rechtsanwendungsdivergenzen, wenn jeder
Mitgliedstaat seine eigene AT-Doktrin unmodifiziert heranzöge.14 Das wä-
re wiederum der vom europäischen Kollisionsrecht bezweckten15 Rechtssi-
cherheit abträglich. Außerdem sind die einzelstaatlichen AT-Lehren nicht
auf die Interaktion zwischen europäischem und nationalem Recht zuge-
schnitten, die mit fortschreitender Integration zu einem immer stärkeren
Zusammenwachsen der mitgliedstaatlichen Rechtsordnungen führt. Auch

__________
7 Heinze, in: FS Kropholler, S. 105 (107) m.w.Nachw. (Fn. 16).
8 So Heinze, ebda.
9 Vgl. nur: Furrer, SZIER/RSDIE 2008, 7 (25); Sonnenberger, in: FS Kropholler,

S. 227 (228). Noch weiter gehend Heinze, a.a.O. (Fn. 7). Kritisch: Francq, JDI 2009, 41
(48 f.); Jayme/Kohler, IPRax 2006, 537 (541).

10 Dazu statt vieler Sonnenberger, ebda. (227 f.).
11 Vgl. Heinze, a.a.O. (Fn. 7).
12 So im Ergebnis auch: Kreuzer, in: Jud/Rechberger/Reichelt (Hrsg.), KollR in der

EU, S. 1 (58); MünchKomm/Sonnenberger, IPR Einl. Rdnr. 153. Ebenfalls in diese Rich-
tung tendierend Heinze, a.a.O. (Fn. 7) (126 f.). A. M. Schaub, JZ 2005, 328 (335).

13 Sonnenberger, a.a.O. (Fn. 9). So im Ergebnis auch: Francq, a.a.O. (Fn. 9) (50);
v. Hein, ZEuP 2009, 6 (8); Kreuzer, ebda.

14 Ähnl.: Kreuzer, a.a.O. (Fn. 12); Schaub, a.a.O. (Fn. 12).
15 Zur Rom I-VO vgl. statt aller Kenfack, JDI 2009, 3 (7). Zur Rom II-VO vgl. statt

aller PWW/Schaub, Vor Rom II Rdnr. 5.
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dem staatsvertraglichen Kollisionsrecht ist eine solche Dynamik grund-
sätzlich fremd. Daraus folgt, dass für das europäische Internationale Pri-
vatrecht ein eigenständiger Allgemeiner Teil erarbeitet werden muss.16

§ 2 Das Thema und seine Begrenzung
§ 2 Das Thema und seine Begrenzung

Die Frage, wie der Allgemeine Teil bzw. die allgemeinen Lehren des uni-
onsrechtlichen Kollisionsrechts beschaffen sein sollten,17 steht im Mittel-
punkt der Arbeit. Sie zielt darauf, einen entsprechenden Vorschlag zu un-
terbreiten.

Die Breite des Themas würde jedoch den Rahmen einer Dissertation
sprengen.18 Daher wird es in inhaltlicher und (rechts-)quellentechnischer
Hinsicht begrenzt. Inhaltlich beschränkt sich die Arbeit auf den Teilbe-
reich des Allgemeinen Teils, der auf kollisionsrechtlicher Prüfungsstufe
relevant wird. Fragen, die erst bei der Anwendung des berufenen Sach-
rechts auftreten, bleiben also prinzipiell ausgeklammert. In rechtsquellen-
technischer Hinsicht konzentriert sich die Dissertation im Kern auf die
Rom I- und die Rom II-VO.19 Andere Rechtsquellen werden im Wesentli-
chen bei der systematischen Auslegung berücksichtigt. Außerdem ist noch
eine weitere quellentechnische Begrenzung erforderlich. Aus sprachlichen
und zeitlichen Gründen kann die Arbeit nicht die gesamte Rechtsprechung
und Literatur zugrunde legen, die in der Europäischen Union existiert.
Vielmehr beschränkt sie sich vornehmlich auf die englische, französische,
österreichische, spanische und deutsche Rechtswissenschaft und -praxis.

Angesichts der notwendigen Themenbeschränkungen kann und will sich
die Arbeit nicht als das letzte Wort zum Allgemeinen Teil des europä-
ischen Kollisionsrechts verstehen. Vielmehr hat sie den Anspruch, einen
begründeten und in sich kohärenten Vorschlag zu unterbreiten, wie ein
solcher AT beschaffen sein sollte. Auf diese Weise soll sie gleichzeitig
einen Beitrag zu der sich anbahnenden20 Diskussion leisten.

__________
16 So im Ergebnis auch Kreuzer, a.a.O. (Fn. 12). Zurückhaltender MünchKomm/Son-

nenberger, a.a.O. (Fn. 12).
17 Diese Frage wird im Kern ebenfalls aufgeworfen u. a. bei: Heinze, a.a.O. (Fn. 7)

(106); Kreuzer, a.a.O. (Fn. 12) (1, 5 und 59); Leible, Rom I und Rom II, S. 47; Siehr,
YbPIL Vol. 7 (2005), 17 (20); MünchKomm/Sonnenberger, a.a.O. (Fn. 12); ders., a.a.O.
(Fn. 9).

18 Zum Umfang eines weit definierten europäischen Kollisionsrechts vgl. nur Kreu-
zer/Wagner, in: Dauses (Hrsg.), Handbuch II, R. Rdnr. 43–80. Zu seiner aktuellen Ent-
wicklung vgl. statt aller Mansel/Thorn/Wagner, IPRax 2012, 1–31.

19 Vgl. auch Kap. 1 § 1 (S. 7 ff.).
20 Zu ersten umfangreicheren Beiträgen vgl. die Nachweise bei MünchKomm/Sonnen-

berger, a.a.O. (Fn. 12) in Fn. 513.


